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Vorwort zur 2. Auflage

Der Bestand an gesetzlichen Regelungen im Bereich des zivilrechtlichen
Gewaltschutzes hat sich in den letzten Jahren erheblich verändert. Das
Gesetz zur Ächtung von Gewalt in der Erziehung vom 2. November 2000
hatte eine Neufassung des § 1631 BGB zur Folge. Das zum 1. Januar 2002
in Kraft getretene Gesetz zur Verbesserung zivilrechtlichen Schutzes bei
Gewalttaten brachte das neue Gewaltschutzgesetz (GewSchG) und Ände-
rungen des BGB, LPartG, ZPO, FGG, EGBGB und weiterer Gesetze mit
sich. Durch das Kinderrechtsverbesserungsgesetz vom 1. April 2002 wurde
der Gewaltschutz zugunsten von Kindern im Wege einer Ergänzung des
§ 1666a BGB nochmals verbessert. Schließlich ergänzten viele Bundeslän-
der ihre Polizeigesetze um Regelungen, die der Polizei die Wegweisung von
Gewalttätern aus der Wohnung ihres Opfers ermöglichen.

Das gibt Anlaß, die Möglichkeiten zivilrechtlichen Gewaltschutzes auf
Grundlage der neuen Gesetze umfassend darzustellen. Behandelt werden
verschiedenste Bereiche wie Gewalt gegen Kinder und Gewalt in Ehe, ein-
getragener Lebenspartnerschaft oder nichtehelicher Lebensgemeinschaft.
Thema ist aber auch das stalking, also die Verfolgung, Bedrohung, Belästi-
gung und sonstige Schikane einer anderen Person. Die Darstellung will
einen Leitfaden für die anwaltliche und gerichtliche Praxis geben, wendet
sich aber auch an Opfer von Gewalt, die sich fundiert über ihre rechtlichen
Möglichkeiten informieren möchten. Die zweite, überarbeitete und erwei-
terte Auflage dieses Leitfadens berücksichtigt umfassend die zu den neuen
Gesetzen ergangene Rechtsprechung und stellt die in der Literatur erörter-
ten Streitfragen anschaulich dar.

Der Verfasser bedankt sich für die freundliche Aufnahme und konstruk-
tive Kritik, die die erste Auflage des „Zivilrechtlichen Gewaltschutzes“
erfahren hat und erbittet auch weiterhin kritische Hinweise, die zu einer
Verbesserung des Werkes beitragen können. Rechtsanwalt Sachs (Regens-
burg), der in der ersten Auflage einen Teil des Leitfadens bearbeitet hat,
konnte aufgrund hoher Arbeitsbelastung an der Neuauflage nicht mehr mit-
arbeiten.

Regensburg, im April 2004 Martin Löhnig
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Der Bestand an gesetzlichen Regelungen im Bereich des zivilrechtlichen
Gewaltschutzes hat sich in den letzten Jahren erheblich verändert. Das
Gesetz zur Ächtung von Gewalt in der Erziehung vom 2. November 2000 hatte
eine Neufassung des § 1631 BGB zur Folge. Das zum 1. Januar 2002 in
Kraft getretene Gesetz zur Verbesserung zivilrechtlichen Schutzes bei Gewalt-
taten brachte das neue Gewaltschutzgesetz (GewSchG) und Änderungen
des BGB, LPartG, ZPO, FGG, EGBGB und weiterer Gesetze mit sich.

Das gibt Anlaß, die Möglichkeiten zivilrechtlichen Gewaltschutzes auf
Grundlage der neuen Gesetze umfassend darzustellen. Behandelt werden
verschiedenste Bereiche wie Gewalt gegen Kinder und Gewalt in Ehe, ein-
getragener Lebenspartnerschaft oder nichtehelicher Lebensgemeinschaft.
Thema ist aber auch das stalking, also die Verfolgung, Bedrohung, Belästi-
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Den Abschnitt zum Schutz des Kindes hat Martin Löhnig, die anderen
Abschnitte hat Roman Sachs bearbeitet. Beide Verfasser sind für Verbes-
serungsvorschläge und Kritik dankbar. 

Regensburg, im Januar 2002 Die Verfasser
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